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(Nr. 13894.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über Ausführung des Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetzes vom 28. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 229) und des Polizeikoſtengeſetzes 
vom 2. Auguſt 1929 (Geſetzſamml. S. 162). Vom 18. Mai 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Der Abſ. 2 des § 14 des Geſetzes über Ausführung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes vom 28. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 229) erhält folgende Faſſung: 
Im übrigen fallen die Koſten der Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, einſchließlich 
der Trichinenſchau und der Kennzeichnung des Fleiſches, der Staatskaſſe zur Laſt. 
Zur Deckung der Koſten ſind von den Beſitzern der Schlachttiere und des Fleiſches 
Gebühren zu erheben. Die Gebühren ſetzt der Miniſter des Innern feſt. 


§ 2. 
Im 8 1 Abſ. 1 des Polizeikoſtengeſetzes vom 2. Auguſt 1929 (Geſetzſamml. S. 162) werden 
die Worte „Koſten der örtlichen Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau“ geſtrichen. 
8 35 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Beſtimmungen. 
8 4. 
Das Geſetz tritt am 1. Juli 1933 in Kraft. 


Berlin, den 18. Mai 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 18. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 13895.) Geſetz zur Anderung des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151). 
Vom 19. Mai 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
§ 23 Abſ. 2 und § 62 Satz 2 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. 
S. 151) werden geſtrichen. 


§ 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 15. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 19. Mai 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 8 Geſetz über die Anderung ſtempelſteuerrechtlicher et Vom 23. Mai 1933. 
Das Staatsminiſterum hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 3 


Artikel 1. 
Das Stempelſteuergeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. Oktober 1924 
(Geſetzſamml. S. 627) und der Geſetze vom 26. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 233) und vom 5. April 
1928 (Geſetzſamml. S. 52) wird wie folgt geändert: 


I. Geſetz. 


1. § 1 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 
Beurkundungen von Verträgen ſind auch dann ſtempelpflichtig, wenn ſie nur 
von einem der Vertragſchließenden im Sinne der beiden vorhergehenden Sätze unter⸗ 
zeichnet und dem anderen Vertragſchließenden „ ſind. 


2. 9 3 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 
Das gleiche gilt, wenn die Wirkſamkeit eines Geſchäfts von der Beftätigung 
eines der Beteiligten abhängt. 


3. Im 8 5 Abſ. 1c werden hinter dem Worte „ausdrücklich“ die on „vom Finanzminiſter 
und Juſtizminiſter“ eingefügt. 


4. Im 8 5 Abſ. 1 d werden hinter dem Worte „ſowie“ die Worte „vom Finanzminiſter“ 
eingefügt. 


10, 
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§ 6 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Bei Geldforderungen iſt der Geldbetrag, ſoweit er aus der ſtempelpflichtigen 
Urkunde erſichtlich iſt, bei Kurs habenden Wertpapieren der Tageskurs als Wert 
anzuſehen. 


Im 5 12 Abſ. 1b werden hinter dem Worte „ausgeſtellt“ die Worte „oder veranlaßt“ 


eingefügt. 


. 13 Abſ. 1c erhält folgende Faſſung: 


e) jeder Inhaber oder Vorzeiger einer mit dem geſetzlichen Stempel nicht oder 
nicht ausreichend verſehenen Urkunde oder einer Ausfertigung oder beglaubigten 
Abſchrift einer ſolchen Urkunde, wenn er ein rechtliches Intereſſe an ihrem Gegen⸗ 
ſtande hat. 


Im $ 16 Abſ. 3 werden hinter den Worten „eines Dritten“ die Worte „oder die Beſtäti⸗ 


gung eines der Beteiligten“ und vor dem Worte „Kenntnis“ die Worte „oder der Be⸗ 
ſtätigung“ eingefügt. 


. 26 erhält folgenden Abſ. 2: 


(2) An die Stelle des Rechtswegs tritt zu einem Zeitpunkte, den der Finanz⸗ 
miniſter beſtimmt, das Berufungsverfahren der Reichsabgabenordnung. Der 
Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, zur Einführung und Durchführung des 
Berufungsverfahrens die erforderlichen Maßnahmen zu treffen und das Nähere durch 
Verordnung zu regeln. 


§ 27 Abſ. 3 wird geſtrichen. Im Abſ. 4 werden die Worte „und dritten“ geſtrichen; er 
erhält die Bezeichnung 3. 

Im 8 31 Abſ. 2 werden hinter dem Worte „abhalten“ die Worte „oder von denen anzu⸗ 
nehmen iſt, daß ſie unter dieſes Geſetz fallende Geſchäfte abzuſchließen oder Urkunden über 


derartige Geſchäfte zu beſitzen pflegen“ eingefügt. 


12. 


18. 
14. 


16. 


17. 


§ 31 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Privatperſonen ſind verpflichtet, ſich über die gehörige Beobachtung des 
Stempelſteuergeſetzes auszuweiſen, wenn die Vermutung gerechtfertigt iſt, daß von 
ihnen eine Vorſchrift dieſes Geſetzes verletzt worden iſt. 


II. Tarif. 
In Tarifſtelle 1 Abſ. 3 iſt der Satz „ſofern nach der Verkehrsſitte uſw.“ zu ſtreichen. 


Tarifſtelle 1 Abſ. 5 erhält folgenden Zuſatz: 
Dies gilt nicht, wenn die Eintragung außerhalb des Geltungsbereichs dieſes 
Geſetzes zu erfolgen hat; der Stempel wird erftattet, wenn die beantragte Eintragung 
unterbleibt; die Erſtattung kann nur innerhalb zweier Jahre nach Entrichtung des 
Stempels beantragt werden. 


„Tarifſtelle 7 Abſ. 1 b erhält folgende Faſſung: 


b) andere Gegenſtände aller Art, einſchließlich der Begründung eines ſelbſtän⸗ 
digen Rechtes. 
Tarifſtelle 7 Abſ. 1b Berechnungsſpalte erhält folgenden Zuſatz: 
In jedem Falle auch vom Werte des Entgelts für Nebenleiſtungen. 
Tarifſtelle 7 Abſ. 5 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Dem Stempel dieſer Tarifſtelle unterliegen auch Beurkundungen von Ver⸗ 
äußerungen, die nur von einem der Vertragſchließenden im Sinne des zweiten 
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18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 
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Abſatzes des § 1 dieſes Geſetzes unterzeichnet und dem anderen Vertragſchließenden 
ausgehändigt ſind. Dies gilt auch für Beſtellſcheine und andere Beurkundungen der 
Bedingungen einer Veräußerung, deren Rechtswirkſamkeit nur unter gewiſſen 
Vorausſetzungen eintritt, es ſei denn, daß der Veräußerungsvertrag nachweislich 
mangels Eintritts der Vorausſetzung nicht zuſtande gekommen iſt. 


In Tarifſtelle 9 werden hinter den Worten „Urkunden über die“ die Worte „vertrag⸗ 
liche oder einſeitige“ eingefügt. 
In Tarifſtelle 10 II Abſ. 2 wird hinter Satz 3 folgendes eingefügt: 
Als beſtimmt gilt auch eine Vertragszeit, an die nur einer der Vertrag⸗ 
ſchließenden gebunden iſt. 


In Tarifſtelle 12 III werden die Worte „von Behörden oder Beamten“ geſtrichen. 


In Tarifſtelle 14 I Abſ. 1 werden die Worte „hypothekariſche und perſönliche aller Art“ 
geſtrichen. 

In Tarifſtelle 14 III Abſ. 1 werden hinter dem Worte „Schiffsregiſter“ und am Ende 
hinter dem Worte „Art“ jedesmal die Worte „oder die Bewilligung einer ſolchen Ein⸗ 
tragung“ eingefügt und die Worte „durch den eingetragenen Gläubiger“ geſtrichen. 


Tarifſtelle 15 Abſ. 3 wird geſtrichen. Die folgenden Abſätze erhalten die Bezeichnungen 
3 und 4. 


Tarifſtelle 18 Ziffer 2 erhält folgenden Abſ. 4: 

(4) Enthält ein Vertrag einen an ſich nach § 10 Abſ. 3 dieſes Geſetzes nicht 
beſonders zu verſteuernden Beſtandteil, der ſich als ein in einer anderen Tarifſtelle 
beſonders aufgeführter Vertrag darſtellt, ſo kommt auch dieſe Tarifſtelle zur An⸗ 
wendung. 


In Tarifſtelle 19 Abſ. 1 werden hinter dem Worte „Vollmachtgeber“ die Worte „ein⸗ 
ſchließlich Untervollmachten“ eingefügt. 


Tarifſtelle 19 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

(4) Schriftſtücke, in welchen jemand einem Dritten gegenüber erklärt, daß er 
einem anderen die Vornahme einer Angelegenheit rechtlicher Natur aufgetragen oder 
die Berechtigung oder Einwilligung hierzu erteilt habe, ſind dem Stempel nicht unter⸗ 
worfen, wenn eine mit dem tarifmäßigen Stempel verſehene Vollmachtsurkunde 
vorliegt. 

Artikel 2. 


Das Gerichtskoſtengeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 31. Oktober 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 363) wird wie folgt geändert: 


15 


2. 


§ 29 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Eine Verwendung von Stempelmaterial findet bei den Gerichten nicht ſtatt. 
Wenn Stempelſteuern neben den Gebühren zu erheben ſind, werden ſie nach den 
für Gerichtsgebühren geltenden Vorſchriften eingezogen. Auf die Erhebung von 
Stempelſteuern zu den Gerichtsgebühren finden die Vorſchriften der SS 3 bis 6, 
§ 14, § 15 Abſ. 1 und 3, SS 16 und 17 Anwendung. 


§ 30 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
7. bei ſonſtigen Urkunden nach näherer Beſtimmung des Juſtizminiſters und des 
Finanzminiſters. 
Artikel 3. 


Die für die Einführung und Durchführung erforderlichen Beſtimmungen zu Artikel 2 Ziffer 1 
erläßt der Juſtizminiſter. 
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Artikel 4. 
Die Vorſchriften im Artikel 1 Ziffer 9 treten mit der Verkündung dieſes Geſetzes, die Vor⸗ 
ſchriften im Artikel 2 Ziffer 1 zu dem vom Finanzminiſter auf Grund des Artikels 1 Ziffer 9 
beſtimmten Zeitpunkte, dieübrigen am 1. Juni 1933 in Kraft. 


Berlin, den 15. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 23. Mai 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13897.) Geſetz über die Übertragung von Zuſtändigkeiten der Provinziallandtage auf die 
Provinzialausſchüſſe. Vom 24. Mai 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


81. 

() Der Provinziallandtag (Kommunallandtag) kann feine Zuſtändigkeiten auf den Provinzial⸗ 
ausſchuß (Landesausſchuß) durch Beſchluß übertragen. Die Übertragung des Rechtes zur Vor⸗ 
nahme der Wahlen von Mitgliedern des Staatsrats und des Provinzialausſchuſſes ſowie deren 
Stellvertretern, des Landesdirektors (Landeshauptmanns) ſowie der Mitglieder des Landes⸗ 
direktoriums auf den Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) tft nicht zuläſſig. 

() Beſchlüſſe, die der Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) an Stelle des Provinziallandtags 
(Kommunallandtags) faßt, müſſen einen ausdrücklichen Hinweis auf dieſes Geſetz und den Beſchluß 
enthalten, durch den die Übertragung erfolgt iſt; enthält ein Beſchluß des Provinzialausſchuſſes 
(Landesausſchuſſes) dieſen Hinweis, jo gilt Dritten gegenüber die Zuſtändigkeit des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes (Landesausſchuſſes) als gegeben. 

8 2. 

() Soweit der Provinziallandtag (Kommunallandtag) bereits vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes die Übertragung von Zuſtändigkeiten des Provinzial⸗ (Kommunal⸗ Landtags auf den 
Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) beſchloſſen hat, iſt der Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) 
mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zur Erledigung der ihm nach dem Beſchluſſe des Provinzial⸗ 
landtags (Kommunallandtags) übertragenen Angelegenheiten zuſtändig, ſoweit der Beſchluß der 
Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 Satz 2 nicht widerſpricht. 

(2) Ohne Rückſicht auf eine Beſchlußfaſſung des Provinziallandtags (Kommunallandtags) 
kann der Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) bis zum nächſten Zuſammentritte des Provinzial⸗ 
landtags (Komunallandtags) die Zuſtändigkeit zur Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rech⸗ 
nungsjahr 1933, zur Faſſung der Beſchlüſſe über die Provinzial⸗ (Bezirks⸗) Abgaben und zur 
Feſtſtellung der Jahresrechnungen für das Rechnungsjahr 1931 und 1932 durch Beſchluß über⸗ 
nehmen, wenn die Führer von Fraktionen, die allein oder zuſammen mehr als die Hälfte der Sitze 
im Provinziallandtag (Kommunallandtag) innehaben, dem Vorſitzenden des Provinzialausſchuſſes 
ſchriftlich mitteilen, daß dieſe Fraktionen mit der Übernahme einverſtanden ſind. 
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(8) In den Fällen der Abſ. 1 und 2 finden die Vorſchriften des § 1 Abſ. 2 entſprechende 
Anwendung. 


§ 3. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 15. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 24. Mai 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13898.) Geſetz über die Verlegung des Amtsgerichts Weyhers. Vom 24. Mai 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Der Sitz des durch die Verordnung, betreffend die Errichtung der Amtsgerichte, vom 26. Juli 
1878 (Geſetzſamml. S. 275) in Weyhers (Landgerichtsbezirk Hanau) errichteten Amtsgerichts wird 
nach Gersfeld verlegt. 
en 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juni 1933 in Kraft. 


Berlin, den 15. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 24. Mai 1933. 


Für den Reichskanzler: 


Der Preußiſche Minifterpräfident. 
Göring. 
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(Nr. 13899.) Dritte Ausführungsverordnung zur Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des 
deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 Meichsgeſetzbl. I S. 35). Vom 15. Mai 1933. 


Auf Grund des 3 7 Abſ. 2 der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des deutſchen 
Volkes vom 4. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 35) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 

Für die Anordnung der polizeilichen Beſchlagnahme und Einziehung von Druckſchriften, deren 
Inhalt geeignet iſt, durch Verletzung von Sitte oder Anſtand die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
zu gefährden, iſt auch der Polizeipräſident in Berlin als Landespolizeibehörde mit der Maßgabe 
zuſtändig, daß die räumliche Wirkung einer ſolchen Anordnung ſich auf das ganze Staatsgebiet 
erſtreckt. 

8 2. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 15. Mai 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 13900.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung vom 22. April 1933 (Geſetzſamml. 
d S. 111) über die Regelung der Polizeiſtunde für Eisdielen, Trinkhallen und Getränke⸗ 
wagen. Vom 20. Mai 1933. - 


Auf Grund des 8 14 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
wird nach Anhörung der beteiligten Verbände folgendes verordnet: 


8 1 
Der § 1 der Verordnung über die Regelung der Polizeiſtunde für Eisdielen, Trinkhallen 
und Getränkewagen vom 22. April 1933 (Geſetzſamml. S. 111) erhält als Abſ. 2 folgenden 


Zuſatz: 
Der Polizeipräſident in Berlin wird ermächtigt, den Beginn der Polizeiſtunde für 


Eisdielen, Trinkhallen und Getränkewagen in Berlin abweichend zu regeln. 


8 2. 


Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 20. Mai 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


‚Grunau,stöLten,str.L2 
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(Nr. 13901.) Rechtsmittelverordnung für die Stempelſteuer. Vom 23. Mai 1933. 


Auf Grund des Artikels 1 Ziffer 9 und des Artikels 3 des Geſetzes über die Anderung 
ſtempelſteuerrechtlicher Beſtimmungen vom 23. Mai 1933 (Geſetzſamml. S. 186) wird folgendes 
verordnet: 

8 

Wegen der Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelſteuer iſt an Stelle des Rechtswegs 
nach § 26 des Stempelſteuergeſetzes das Berufungsverfahren der Reichsabgabenordnung nach 
Maßgabe dieſer Verordnung gegeben. 

8 2 
Als Stempelſteuerbeſcheid, gegen den das Berufungsverfahren gegeben iſt, gilt jede Willens⸗ 
kundgebung eines Finanzamts mit erweiterter Zuſtändigkeit gegenüber einem Stempelpflichtigen 
(88 12 und 13 des Stempelſteuergeſetzes) in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung 
einer Stempelſteuer. Finanzämter mit erweiterter Zuſtändigkeit ſind diejenigen Finanzämter, die 
auf dem Gebiete der Kapitalverkehrſteuern durch Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen 
mit erweiterter Zuſtändigkeit ausgeſtattet worden ſind. 


8 3. 

Gegen die Entſcheidungen (Stempelanſatz) anderer Stellen gegenüber einem Stempelpflichtigen 
in Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelſteuer iſt die Erinnerung an 
dasjenige Finanzamt mit erweiterter Zuſtändigkeit gegeben, in deſſen Bezirke die entſcheidende 
Stelle ihren Sitz hat. Die Erinnerung iſt koſtenfrei. 


8 4. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juni 1933 in Kraft. 
Die Friſt zur Einlegung des Einſpruchs im Berufungsverfahren ($ 2) beginnt nicht vor 
dem 1. Juni 1933. 
Hinſichtlich der beim Inkrafttreten der Verordnung anhängigen Rechtsſtreitigkeiten bleibt 
die Vorſchrift des § 26 Abſ. 1 des Stempelſteuergeſetzes unberührt. 


Berlin, den 23. Mai 1933. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Popitz. Kerrl. 
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